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Nächster Rückschlag für Gewerbegebäude
Neben zehnMehrfamilienhäusern sollte bei der Autobahn imChamer Rütiweidgebiet auch eineGewerbebaute entstehen.
Das Verwaltungsgericht Zug hat in einemneuen Entscheid die Beschwerde der beiden Investoren abgewiesen.
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Die Situation um eine geplan-
te Gewerbebaute im Chamer
Gebiet Rütiweid ähnelt stark
derjenigen einer mittelalterli-
chen Stadt, die jahrelang er-
folglos belagert wird. Die
Truppen, die in die Stadt hin-
einwollen, karren zwar un-
ermüdlich neue Werkzeuge
herbei, aber das Passende
können sie bis anhin nicht fin-
den. Ende 2002 erteilte der
Chamer Gemeinderat eine Be-
willigung für eine Arealüber-
bauung im vorgenannten Ge-
biet.

Die zum Projekt gehören-
den Mehrfamilienhäuser ste-
henmittlerweile über zehn Jah-
re. Die Land für eineGewerbe-
gebäude, ebenfalls ein
Bestandteil der Überbauung,
liegt aktuell immer noch brach.
An diesemZustand dürfte sich

längerfristig kaum etwas än-
dern. Diesen Eindruck erhält,
wer das kürzlich ergangene
Urteil des Zuger Verwaltungs-
gerichts aufmerksam liest. In
diesem ging die potenzielle
Bauherrschaft gegenBewohner
des Quartiers vor. Es ist nicht
das erste Mal.

Während Beschwerdezeit
änderte das Gesetz
Eine neue Sichtweise eröffnen
die Zuger Verwaltungsrichter
durchaus. Sie befassen sich in-
tensiv mit der Unterscheidung
des alten und des neuen Pla-
nungs- und Baugesetzes
(PBG). Dieses hat der Kanton
Zug Ende der 2010er-Jahre
umfassend revidiert und auf
Anfang 2019 in Kraft gesetzt.
Die Beschwerdeführer weise
darauf hin, das in Bezug auf
die sogenannte Kniestockre-
gel das neue Recht Anwen-

dung finden solle. Der Knie-
stock ist einfach ausgedrückt
ein Teil des Dachaufbaus.
Wichtig zu wissen, ist, dass
bei der Einreichung eines neu-
erlichen Baugesuchs für die
Gewerbebauten im Jahre 2017
noch das alte PBG galt. Die
Bauherrschaft wollte hin-
gegen die Kniestockregelung
des neuen PBG für sich in An-
spruch nehmen.

Die Baudirektion des Kan-
tons Zug wollte als Verfah-
rensbeteiligter diesem Fi-
schen nach hilfreichen Regeln
gleich einen Riegel schieben.
«Das Verwaltungsgericht
nahm diesen Faden auf und
schrieb dazu: Mit bisherigem
Recht und neuem Recht ist
immer das ganze Recht ge-
meint.» Es sei anders gesagt
nicht statthaft, was schon die
Baudirektion festgestellt hat-
te, dass «alle anderen, für die

Bauherrschaft ungünstigen
Vorschriften auszuklammern
seien». Die Konsequenz die-
ser Herleitung ist für die Bau-
herrschaft einschneidend. Es
sei davon auszugehen, dass
«eine konzeptionelle Über-
arbeitung des Projekts erfor-
derlich ist, welche ein neues
Bewilligungsverfahren zur
Folge hat».

Die Verkehrsführung ist
immer noch ein Zankapfel
Im vorliegenden Urteil befas-
sen sich die Verwaltungsrich-
ter imWeiteren damit, wie die
Zu- und Abfahrten zu organi-
sieren ist. Die Erteilung einer
Baubewilligung setze voraus,
«dass das Land erschlossen
ist». Hierbei sei darauf zu ach-
ten, eine «hinreichende Zu-
fahrt» zu erstellen. Als not-
wendig erachtet es das Ver-
waltungsgericht, dass «die

Zugänglichkeit sowohl für die
Benutzer der geplanten Bau-
ten als auch für Fahrzeuge der
öffentlichen Dienste gewähr-
leistet ist».

Ferner hält das Gericht im
Urteil fest, es reiche hierbei
auch nicht aus, bis zur Ein-
mündung in eine öffentlichen
Strasse eine saubere Verkehrs-
führung zu schaffen. Vielmehr
obliege es der Bauherrschaft,
das gesamte Einzugsgebiet im
Auge zu behalten. Es hat in der
Vergangenheit in der Rütiweid
Bestrebungen gegeben, das
Baugrundstück mit grossen
Lastwagen anzufahren – eine
langwierige und zudem ge-
fährliche Folge vonManövern.
Das Verwaltungsgericht hält
dazu fest, dass die «Platzver-
hältnisse zu knapp sind, um
demErfordernis der genügen-
den Erschliessung zu entspre-
chen».

Die Richter äussern sich zwar
nicht ausdrücklich zur Einfahrt
aus demGebiet Rütiweid in die
Knonauerstrasse.

Die Beschwerdegegner
hatten schon früher wieder-
holt festgestellt, dass das Ein-
fahrtsregime von der Quar-
tierstrasse in die übergeordne-
te Strasse gefährlich sei. Die
Gemeinde Cham hat dies
ebenfalls erkannt. Ein Quar-
tierbeschrieb aus dem Jahre
2005 bezeichnet diese Kreu-
zung als «nicht optimal». Seit-
her hat der Verkehr zugenom-
men. Die Einfahrt ist hin-
gegen immer noch die gleiche.
Standhaft blieb seither auch
die Gemeinde Cham, welche
jede Baubewilligung durch-
winkte.

Hinweis
Verwaltungsgerichtsentscheid
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Unmoralisches Angebot für eine Alterswohnung
Die Stiftung Alterszentren und die Bürgergemeinde bauen an der ZugerWaldheimstrasse 48Wohnungen, die ersten sind bald
bezugsbereit. Ein Augenschein verdeutlicht die grandiose Aussicht – erstaunlicherweise sindmanche dennoch frei.
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AnderWaldheimstrasse 39und
41 in Zug befindet sich derzeit
das ansprechende Neubaupro-
jekt «Waldheim - Wohnen mit
Dienstleistungen» im Bau. Die
Neubauten umfassen 22
2,5-Zimmer sowie 26 3,5-Zim-
mer-Wohnungen. Sie sollendas
Gebiet der Nachbarschaft St.
Michael bereichern, wie auf
www.waldheim-zug.ch zu lesen
ist.DieerstenMieterwerdenam
1. September einziehen.

«IndiesenGebäudengibt es
keine Stolperfallen», versichert
Hans Christen. Er ist Präsident
der Stiftung Alterszentren Zug.
Es seien auch alle anderen ge-
setzlichen Vorgaben an die
Wohnungen erfüllt. So gehen
die Türen in den Nasszellen
nach aussen auf. So könnte
man,wieChristenbemerkt, bei
einem Sturz einer Bewohnerin
oder eines Bewohners, schnell
eingreifen.

Mietpreise sinddeutlich
tieferalsnormal
Die Wohnungen sind altersge-
recht gebaut. Zum Einsatz kam
vielHolz, hellesHolz.Bei einem
RundgangdurcheineWohnung
im obersten Stock fällt die her-
vorragende Aussicht auf. Der
Seeblick, den fast alle geniessen
können, steigert die Attraktivi-
tät der Anlage zusätzlich. Hans
Christen erzählt von einem In-
teressenten, der ihmein unmo-
ralisches Angebot gemacht
habe: «Ich zahle den doppelten
Preis fürdieobersteWohnung.»

Der ehemalige Stadtrat sagt
bestimmt: «Ich habe dankend
abgelehnt.»Derdurchschnittli-
che Mietpreis betrage rund
2000 Franken. Eine ähnlich
grosse Wohnung am freien
Marktmit den gleichenVoraus-
setzungenwäre sehr viel teurer.
Ursprünglich hätten sich rund

250Interessenten für eineWoh-
nung inderAnlageangemeldet.
«Aktuell gibt es nun sogar noch
drei vermietbareWohnungen»,
sagt der Stiftungsratspräsident.
Energetisch entsprechen die
beidenHäusermitWohnungen
für Senioren höchsten Ansprü-
chen. Für dieWärme sorgt eine
Erdsonde. Auf dem Dach sorgt
eine Fotovoltaikanlage für zu-
sätzlichegrüneEnergie. ImEin-
gangsbereich gibt es einen Ge-

meinschaftsraum. Hans Chris-
tenhält fest, dass einedauernde
Betreuung vor Ort im Konzept
nicht vorgesehen sei. Die Be-
wohner könnten wohl vom
Mahlzeitenservice profitieren,
es ist auch die Rede von einem
Wäsche- und Reinigungsser-
vice. Parkierungsmöglichkeiten
gebe es auch nur reduziert:
«BeimStart geht aberdieRech-
nungmit den 21 eingerichteten
Parkplätzen in der Tiefgarage

genau auf.» Was in dieser Hin-
sicht sicher auch hilft, erklärt
der Stiftungsratspräsident der
AlterszentrenZug so:«Wir ken-
nen unsere Klienten.»

DieBürgergemeinde
mit insBootgeholt
FürdieRealisierungderAnlage,
die ein schon lange in der Stadt
Zug gesuchtes Angebot ab-
deckt, konnten die Alterszent-
ren Zug eine zweite Institution

gewinnen. Einen Teil des
Grundstückes treten sie näm-
lich imBaurecht ab.Auf diesem
hat die Stiftungmit der Bürger-
gemeinde Zug denBau der bei-
denGebäudegestemmt. 51Pro-
zent der Anteile in dieser Bau-
partnerschaft gehören der
Stiftung, der Rest ist im Eigen-
tumderBürgergemeinde.Diese
hat in diesem Bereich Erfah-
rung, betreibt sie gemäss Bür-
gerrat Markus Wetter doch die

Alterswohnungen neben dem
Seniorenzentrum Mülimatt in
Oberwil.DerBürgergemeinde-
Vertreter Markus Wetter sagt:
«Wir sind ein gutes Team.»

Herausfordernd fürdieBau-
herrschaftwarderBaugrund.Es
mussten ungefähr 200 Pfähle
eingebohrt werden. Für die Er-
stellung der beiden Gebäude
mussten die beiden Parteien
23,5 Millionen Franken (ohne
Land) einsetzen. Da es sich um
keine Renditeobjekte handelt,
schaffte es die Bauherrschaft –
wiebereits erwähnt –dieMieten
für Zuger Verhältnissemoderat
zu halten. «AmSchlussmuss es
jedoch für alle aufgehen», stellt
HansChristen fest.

DieMieterinnenundMieter
vielerWohnungen inbeidenGe-
bäuden dürfen sich jedenfalls
auf eine tolle Aussicht freuen.

Die Aussicht überzeugt auch bei schlechtemWetter. Bild: Stefan Kaiser (4. August 2021)
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«Indiesen
Gebäuden
gibt eskeine
Stolperfallen.»


